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Bezirksversammlung
am 30. September 2010
In Wandsbek bleibt es
dunkel
Sparen, zerschlagen
und verhindern: Die
Streichliste des Senats
Kürzungen durch die
Hintertür

Liebe
Wandsbekerinnen,
liebe Wandsbeker,

mit unserem Infobrief
bieten wir Ihnen die
Möglichkeit, sich über
unsere Arbeit zu in-
formieren. Kommunal-
politik soll und muss die
Lebensverhältnisse der
Bürgerinnen und Bürger
verbessern.

Dies kann nur im Aus-
tausch mit Ihnen er-
folgen, deswegen bie-
ten wir Ihnen mit dieser
kleinen Veröffentlichung
auch die Möglichkeit, mit
uns in einen Dialog
einzutreten.

Ihr Thomas Ritzenhoff

Am 30. September 2010 findet die
nächste Sitzung der Bezirksver-
sammlung statt. Zur Debatte haben
wir zwei Anträge angemeldet: “Bürger-
nähe erhalten - keine Zentralisierung
originär bezirklicher Aufgaben wie
Tiefbau und Grün” und “Ausweitung
des Programms “Kids in die Clubs” für
ältere Jugendliche verhindert soziale
Probleme” Die SPD bringt vier weitere
Anträge in die Bezirksversammlung
ein:
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Mehr Sicherheit auf Schulwegen:
Mülltonnen an den Rand

Den BOD vom Feigenblatt zum
wirksamen Mittel weiterentwickeln

Geplante Kürzungen in der
Arbeitsmarkt- und in der
Quartierspolitik bedeuten das Aus für
viele Projekte der sozialen
Stadtentwicklung

Keine Streichungen bei den
Bezirksämtern

Außerdem hat die SPD-
Bezirksfraktion einen interfraktionellen
Antrag initiiert, “Für mehr Sicherheit:
Bürgernahe Beamte der Polizei
erhalten!” - aufgrund einer Eingabe an
den Hauptausschuss soll beschlossen
werden, dass die Stellen der
BüNaBes erhalten bleiben.

Drei große Anfragender SPD-
Bezirksfraktion beschäftigen sich mit
folgenden Themen:

Gesunde, ausgewogene Ernährung
an Wandsbeker Stadtteilschulen -
Erwartung und Realität

Platt is cool - snackt wi ock Platt in
Schoolen in Wandsbek?

Wie geht es weiter mit der Schule
Denksteinweg?

Es mutet an wie ein Schildbürger-
streich: Bis zum 30. April sollte bei
der Behörde für Stadtentwicklung und
Umwelt eine Liste eingereicht
werden, für welche Verbindungswege
in Wandsbek Mittel für die Beleuch-
tung bereit gestellt werden sollen
diese Frist wurde verpasst, weil sich
die Wandsbeker CDU und FDP nicht
einigen konnten. Dazu Gudrun
Wendt, umweltpolitische Sprecherin
der SPD-Bezirksfraktion: „Durch
dieses Koalitionsgerangel ist die
Zuweisung von Mitteln in den Bezirk
verhindert worden, so dass Verbin-
dungswege weiterhin nicht beleuchtet
werden.“

Was war passiert? Die Verwaltung
hatte der Bezirksversammlung am 25.
März eine aktualisierte Prioritätenliste
vorgelegt, für welche Verbindungs-
wege Mittel beantragt werden sollten.
Diese Vorlage wurde in den Aus-
schuss für Umwelt, Gesundheit und
Verbraucherschutz überwiesen, der
am 13. April einstimmig die Liste der

Verwaltung gebilligt hat. Die Bezirks-
versammlung hatte am 29. April die
Gelegenheit, der Liste zuzustimmen,
hat jedoch auf Antrag der FDP den
Antrag zurück in den Ausschuss
überwiesen. Damit konnte die Frist
zur Einreichung der Liste nicht mehr
gewahrt werden.

Durch die mangelnde Absprache von
CDU und FDP bleiben jetzt also
weiterhin einige Schulwege unbe-
leuchtet und die Kinder müssen auch
zukünftig im Dunkeln zum Bauspiel-
platz am Tegelsbarg gehen, obwohl
die Beleuchtung dieses Weges ein-
stimmig von den zuständigen Fach-
politikern befürwortet wurde. Gudrun
Wendt weiter: „Die Verbesserung der
Schulwegsicherung im Bezirk wurde
durch dieses Gerangel der beiden
Regierungsfraktionen in Wandsbek
verhindert, jetzt ist Wandsbek auf den
guten Willen der Fachbehörde
angewiesen, damit vielleicht doch
noch eine Beleuchtungs-Maßnahme
im Bezirk umgesetzt werden kann.“

In Wandsbek bleibt es dunkel



Der Förderfonds für Bezirke ist
ein Anreizsystem, mit dem nach
verschiedenen Bereichen
gegliedert Mittel in der Höhe von
5,5 Millionen Euro pro Jahr für
die Bezirke bereitgestellt wer-
den. Der Wandsbeker Anteil wird
im Ausschuss für Finanzen und
Kultur der Bezirksversammlung
nach Beratungen vergeben.

Jetzt wurde dieser Fonds um
rund ein Fünftel gekürzt, ohne
dass der zuständige Ausschuss
dazu angehört wurde, lediglich in
einer Verwaltungsmitteilung
wurde darauf hingewiesen.
Thomas Ritzenhoff, Vorsitzender
der SPD-Bezirksfraktion in
Wandsbek dazu: „Durch die
Hintertür werden den Bezirken
hier zusätzlich zu den
Einsparungen durch den Senat
noch einmal Mittel gekürzt und
das erneut ohne Beteiligung der

Gremien.“ Es scheint sich im
Umgang mit den Bezirksver-
sammlungen einzubürgern, dass
ihre Beteiligungsrechte nicht
beachtet werden, auch hier zeigt
sich die fehlende Transparenz
und Bürgernähe des Hamburger
Senates.

Durch die am Mittwoch vorge-
stellte Sparliste des Senates ist
der Förderfonds für Bezirke
erneut von Einsparungen betrof-
fen, pro Jahr sollen weitere rund
2,2 Millionen Euro weniger zur
Verfügung stehen. Insbesondere
vor dem Hintergrund, dass diese
Mittel vielfach vom Ausschuss
Finanzen und Kultur genutzt
worden sind um auch öffentliche
Projekte finanziell zu unter-
stützen. Thomas Ritzenhoff
weiter: „Hier trifft es die Bezirks-
verwaltungen in doppelter Hin-
sicht, über den Förderfonds

wurden oftmals auch Planungs-
fehler der Verwaltung ausge-
glichen.“

Diese Planungsfehler könnten
sich mit dem zu erbringenden
Konsolidierungsbeitrag  häufen.
Schon jetzt ist eine Termin- und
Personalenge geschaffen
worden, die eine Beteiligung der
Bezirke fast ausschließen  dieser
Druck dürfte sich durch die jetzt
geplante Straffung und Neukon-
zeption behördlicher Abläufe
noch verschärfen. Dazu Ortwin
Schuchardt, finanzpolitischer
Sprecher der SPD-
Bezirksfraktion: „Man muss sich
fragen, ob die Bezirksämter
zukünftig in der Lage sein
werden, ihren originären
Aufgaben noch gerecht zu
werden.“

Sparen, zerschlagen und verhindern: die Streichliste des Senates

Der Hamburger Senat hat seine
Streichliste vorgelegt, über 400
Millionen Euro sollen in einer
Vielzahl von Einzelmaßnahmen
eingespart werden. Thomas
Ritzenhoff, Vorsitzender der
SPD-Bezirksfraktion in Wandsbek
dazu: „An Leuchtturmprojekten
wie dem Bau der Elbphilharmonie
wird nicht gespart, aber sowohl
die Quartiersoffensive als auch
das Stadtentwicklungsprogramm
werden mit jeweils 2,5 Millionen
Euro zur Kasse gebeten.“

Es heißt zwar in der
Veröffentlichung des Senates,
dass die Stadtteilentwicklung mit
den verbleibenden Mitteln immer
noch vergleichsweise gut
ausgestattet sei. Aber wer weiß,
wie knapp die Gelder in den
Stadtteilen schon jetzt waren,
kann sich gut vorstellen, dass
Projekte und Initiativen jetzt um
ihren Bestand fürchten werden
oder gar nicht erst zustande
kommen. Dazu Jürgen Warncke,

stadtteilentwicklungspolitischer
Sprecher der SPD-
Bezirksfraktion: „Es ist zu
befürchten, dass mit der
Entwicklung des Bramfelder
Dorfplatzes ein zentrales
Stadtteilentwicklungsprojekt nicht
zustande kommen wird.“

Die sieben Bezirke müssen
insgesamt rund 10,3 Millionen
Euro einsparen, die sich je zur
Hälfte aus Umstrukturierungen in
den Bezirksämtern und aus
Einnahmeverbesserungen
zusammensetzen. Dazu kommt,
dass die Tiefbau- und
Grünabteilungen der
Bezirksämter in einer zentralen
Behörde zusammengefasst
werden. Thomas Ritzenhoff
weiter: „Hier wird deutlich, dass
Bürgernähe für den Senat keine
Bedeutung hat  durch die
Zerschlagung von
funktionierenden Strukturen wird
der Kontakt zu den richtigen
Ansprechpartnern weiter

erschwert und damit eine rasche
Klärung der Probleme vor Ort
verhindert.“

Ein weiterer Punkt, der die
Bürgerinnen und Bürger direkt
trifft ist die Einsparung bei der
schulzahnärztlichen Versorgung.
Dazu Anja Quast, stellvertretende
Vorsitzende der Bezirksfraktion:
„Für viele Kinder ist die
Untersuchung durch den
Schulzahnarzt der einzige
Kontakt überhaupt mit einem
Zahnarzt, hier darf im Interesse
der Gesundheit der Kinder auf
keinen Fall gespart werden!“

Auch bei den Arbeitsmarktmitteln
und den Mitteln für die
überregionalen
Jugendeinrichtungen soll der
Rotstift angesetzt werden, ein
weiteres Indiz dafür, dass der
Senat lieber bei den Bürgerinnen
und Bürgern Hamburgs spart als
bei teuer zu bezahlenden
Prestigeprojekten.

Kürzungen durch die Hintertür


